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Verkündet '. ' ' .

8° Juni 1955 In Sachen

1

Klägersund Revisionsklägers,

Prozeßbevollmächtigte:

gegen
‚

*

‚die Bundesanstalt für Arbeitsvérmittlung und Är—
_beitelosenversicherung in Nürnberg, Frauentorgra-

ben 33—359 '

Beklagte und Revisionsbeklagte,

hat der 7 Senat des Bündeesozialgérichts auf die

mündliche Verhandlung vom 8. Juni 1955, an der mit—

' géWirkt haben ' ‘ ’

Senatspräsident
,

Dr‚ B e r{n d t
4

‘
'

,
als Vorsitzender;'

Bündesrichtér
‚

.Dr„ S c h m e 1 ß■e r‘ und.

Bundesrichtérkv
. Dr K l ä ß ' "

als weitere
Beruférichter,

Bundessozialrichter Industrie— —Syndikus
‘ Dr F e t z e r und

Bundessoziälrichter Arbeitersékretär.

“ „D ö w e l 1 n g
als ehrenamtliche
Beisitzer,

für Recht erkannt:

I° Die Revision des Klägers wird als unzulässig
verworfen

II° Die Beteiligten haben einander Kosten
nicht

zu erstatten

Von Rechts Wegen°
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‘I„ Der Kläger begehrt vorsichérungsmäßige Arbeitslosen—

unterstützung (Alu) für 52 Wochen° '

Er ist 1894 geboren° Laut Arbeitsbescheinigung der Firma

PI Hi A.G., Hochbauabteilung, Frankfurt/Main vom '
22° August 1955 war er vom 18° März 1945 bis 26° August 1950-
\\und vom 11„ September 1950 bis 18° August 1953 bei diesem

Unternehmen als Hochbauhelfer beschäftigt„ Zum letztgenannten

Tage wurde_das Arbeitsverhältnis wegen längerer Krankheit
rund Ungeeignetheit des Klägers zum Einsatz auf_dem Bau auf—

' gelöst° " ‘ ' ' ' j ' ’ ‘

In der Zeit von 27. August bis 10° September 1950 hatte

der Kläger am Bauarbeiterstreik in Frankfurt/Main teilge—
nommen ::

11°" DasArbeitsamt Gießenbewilligte demKläger, nach;
dem er sich arbeitslos gemeldet hatte, ab 22° August 1955

ArbeitslosenunterStützung auf die Dauer von 52 Wochen° An—

schließend wurde-dem Kläger mit Verfügung von 14° April 1954 .‘

Arbeitslosenfürsorgeunterstützung gewährt° "

Dagegen erhob der Kläger Widerspruch mit der Begründung,

daß ihm zufolge seiner 8—jährigen ununterbröChenen Beschäf—

tigung bei der Firma Philipp Holzmann A„G. auf Grund des.

© 99 des Gesetzes über Arbeitsvérmittlung und Arbeitslosen—
versicherung (AVAVG) in der Fassung des 5 1 des Gesetzes

zur Änderung und Ergänzung von Vorschriften auf dem Gebiete
der Arbeit310senversicherung und der Arbeitslosenfürsorge

’vom 24° August 1955 (BG—Bl° I S» 1022) für 52 Wochen und
Inicht lediglich für 52 Wochen Arbeitslosenunterstützung zu—

, stehe° Dieser Widerspruch wurde nach einem Zwischenbescheid

vom6„ Mai 1954 von Arbeitsamt Gießen mit Widerspruchsbe—
scheid vom 14„ Juli 1954 als unbegründet zurückgewiesen, weil

das versicherungspflichtige Beschäftiguhgsverhältnis in
‚“der Zeit vom 27 August bis lo September 1954 durch die

Teilnahme des Klägers an dem Bauarbeiterstreik in Frankfurt/

Main unterbrochen gewesen sei

;5—
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]
III° Auf die vom Kläger erhobene Klage_hat das Sozial—

.gericht Gießen mit Urteil vom 24. September 1954 den Anspruch .
als unbegründet abgewiesen° V

„
fin den Entscheiduhgsgründen

war ausgeführt, daß das so—
"zialversicherungspflichtige Beschäftigungsüerhältnis bei der‘

'Firma Philipp Hblzmann A. G. in der Zeit vom 27 August his‘

100 September 1950 durch die Teilnahme am Streik als unter—
„brechen angesehen werden müsse und deshalb die Voraussetzungen

der Unterstützungshöehstdauer durch den Kläger nicht erfüllt

seien° ‘

Die Reohtsmittelbelehrung zu diesem Urteil lautet: "Gegen
dieses Urteil kann gemäß 5 145 Sozialgerichtsgesetz Berufung

_
an das Landessozialgericht eingelegt werden '°°". \.

_ (
Bas Urteil des Sozialgerichts Gießen vom

24. September

1954 wurde der Industriegewerkschaft Bau —
Steine — Erden,

‚Verwaltungsstelle Frankfurt/Main, als Vertreterin des Klä—
gers am 8 Dezember 1954 zugestellt

’IV° —DerKläger legte mit Schriftsatz vom 5. Januar 1955,
beim Bundeseozialgericht eingegangen am 6. Januar 1955, gemäß

‘@ 161 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) Revision ein (Sprung—
revision) Er beantragte: ‘ ‘ ' }

l° das Urteil des Sozialgerichte Gießen vom24„
_September 1954, den Widerspruchsbescheid des
_Arbeitsamts Gießen vom l4„ Juli 1954 und den\

Bescheid des Arbeitsamts Gießen vom'6° Mai 1954‘ “

aufzuheben, '

52„ die Beklagte zu verurteilen, demKläger die
anWartschaftsbegründete Arbeitslosenunterstützung

für 52 Wochen zu gewähren°

Der Revisionsschrift des Klägers war eine Erklärung des

_
Direktors des Arbeitsamt$ Gießen vom 16° Dezember 1954 mit

folgendem Wortlaut beigefügt: '
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}H'3ntsprechend@161Abs. 1 seewird hiermit die
‘ schriftliche Einwilligung zur Übergehung des Be—

(„' rufungsverfahrens und der Einlegung der SpruhgäißM

.revision in vorstehender Angelegenheit erteilt
..„

In Vertretung: Unterschrift“;

Ih‘der Revisionsbegründungbestritt der.xiäger; daß die
Teilnahme am Streik sein Beschäftigungsverhältnis unterbro—

chen habe; er sei der Verfügungenöglichkéit seines Arbeit—
‚gebers nicht entzogen und der Wille der Arbeitsverträgspar—'

‚teien auf Förtsetzung der Beschäftigung gerichtet gewesen,
, \

. _ ‚ ‚ _‚
l.

‘
‘ “

Der Kläger rügte ferner als wesentlichen Verfahrensmangel,

daß das Sozialgericht den Schiedsspruch für das Baugewerbe

vom 9„ September 1950, der den Anspruch auf den alten Ar—
beitsplatz‘zuerkennt und das Arbeitsverhältnis als nicht

unterbrochen erklärt _habe, bei der RechtSfindung nicht ge—
würdigt sowie durch unterschiedliche Behandlung der Tat—

bestände der Ausspérrung und des Streiks geltendes Bunde&

redht unrichtig angewendet habe. Insoweit wurden Verletzungen

der Artikel 3 und 9 des Grundgesetzes (GG) geltendgemecht°

V„ Die Beklagte beantragte;

die Revision als unzulässig zu verwerfen,

hilfsweise die-Revision als unbegründet
zurückzuweisen°

‚

‘Sie machte hierzu geltend, gemäß@161 see könne Sprungréé
vision nur gegen.die Urteile des Sozialgerichts eingelegt
werdeh„die naeh 5 150 SGG mit der Berufung enfechtbar seienf

Gegen das angefochtene Urteil sei die Berufung aber‘"nicht

auf Grund des @ 150 SGG, sondern nach den 55 145 bis 149"

möglich, Ferner führte die Beklagte aus, die Verfügungsmacht

des Arbeitgebers über den Arbeitnehmer sei während des

Streiks tatsächlich erloschen, bei Au359errung, Urlaub oder

Krankheit hingegen nur eingeschränkt. Deshalb müßten diese

verschiedenen Tatbestände auch unterschiedlich behandelt

werden„ Schließlich werde während des Streiks kein Entgelt

\

7-5 "".
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1

_gezahlt, so daß auch insoweit während dessen Dauer die
Voraussetzungen für ein versicherungepfliehtiges Beschäfti—
gungsverhältnis nicht gegeben seien

.
'Vl„ Der Kläger erwiderte darauf, dem Hinweis des 5.161

SGGauf die Regelung_d€s @150 SGGkönne nicht die _prozeß—
\ rechtliche Wirkung einer ausschließlichen'Beschränkung der

_Sprungrevisionauf denRechtsmittelbér910h des.é'150 SGG
‘beigemessen werden; für die Stattheftigkeit der Retision

nach 5 161 SGGsei Übereinstimmung mit den Merkmalen des
@ l50 SGG als ausreichend zu erachten° Sinn und Zweck der
Sprungrevisi0n könne auch im Bereich der Sozialgerichtsbar—

keit nur sein, eine höchstrichterliche Entscheidung bei Ver—

zicht auf die Berufung unmittelbar dann herbeizuführen, Wenn

'sich die Berufung als prozeßökonomischventbehrlichesf■echts—

mittel erweise und die grundsätzliche-Bedeutung des Streit;_
gegenstandes'die Anwendung der Sprungrevision1‘echtfertige°

‚Wegen der grundsätzlichen Bedeutung der Rechtssache hätte,

das Sozialgericht die Berufung gemäß @159 Nr„ 1 SGGause
drücklich zulassen müssen‚ Diese Unterlassung werde.als we—

fsentlicher Mängel des Verfahrens gerügt,

.
Ber Kläger beantragte daher hilfsweise,

/dss Urteil des Sozialgerichts Gießen vom
24° September 1954 aufzuheben und die Sache_

zur erneuten Verhandlung und Entscheidung an
das Vordergericht zurückzuverweisen '

Für das Vorbringen der Parteien im einzelnen wird auf

die Schriftsätze des Klägers vom 12 Januar und vom 25

März 1955 sowie auf den Schriftsatz der Beklagten vom 8 März

,
1955 Bezug genommen

- Der Kläger rügte schließlich in der mündlichen-Verhandl
'lung vom 8„‚Juni 1955 weiter noch als wesentlichen Verfah—
‘ re■smangel, daß der Erstrichter

es
unterlassén'habe; die

'Rechtsmittelbelehrung auch auf die Sprungrevision zu er—*
“strecken„ ' ‘
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VII° Die unter Übergehung des Berufungsverfahrens un—v_
mittelbar an das Bundessozialgericht gelangte Revision ist

.
fristgerecht eingelegt und begründet worden

Bezüglich der Wahrung der F01mvorSChriften
ergeben

sieh

Bedenken daraus, daß die der Revisionsschrift beigefügte

schriftliche Erklärung der Einwilligung der Rechtsmittel—

gegnerin zur Sprungrevis10n (@ 161 Abs. 1 Satz 2 SGG) nicht
‚von einer in diesem Falle zur gesetzlichen Vertretung der

Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung und Afbeitslosenver—
sicherung nach deren Satzung zugelassenen Person unterzeioh—

'net ist„Die Direktoren der Arbeitsämter sind ganäßArt„4
der Satzung der Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung und Ar—

beitslosenversicherung vom 24° Juni 1955 (Bundesanzeiger

Nro-l55 vom 12„ August 1953) von der gerichtlichen Vertretung
ausg'eschlossen° ‘ „

Formr10htigkeit und Rechtswirksamkeit dieser Einwilli—

gungserklärung können indessen dahingestellt.bleiben‚ weil

die Sprungrevision selbst in vorliegender Sache nach Wort—

laut undInhalt des5 161Abs. 1 Satz 1 seenicht statthaft'
ist; Nach dieser Bestimmung kann die unmittelbare Revision

zum Bundessozialgericht nur eingelegt werden, falls "Urteile

der Sozialgerichte nach @ 150 mit der Berufung anfechtbar

‘sind"

VIII° Die infolge der Bezugnahme durch @161 SGGer—
forderliche Prüfung des @ 150 SGG führt, da dessen Einlei—

tungssatz die negative Verweisung "ungeachtet der @@144

bis 149" enthält, zwingend dazu, diese Vorschrift pCsitiv

so auszulegen, wie wenn Sie eingeleitet_würde "Ungeachtet

der Unzulässigkeit der Berufung nach @@144 bis 149 SGG
findet die Berufung in den Fällen der @@144 bis 149 statt‚..
VHiernach besagt die Voraussetzung des @ 161 Abs 1 Satz 1 SGG

"Sind Urteile der Sozialgerichte nach @ 150 mit der Berufung
anfechtbar", daß die Sprungrevision in Streitsachen der

@@144 bis 149 im gleichen Umfang statthaft sein soll, in

dem nach @ 150 SGG in den Fällen der @@144 bis 149 die

Berufung statthaft ist

"
.

_7._
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IX„ Das bedeutet allerdings zugleich, daß eine Sprung-

revision dann nicht statthaft sein kann, wenn die Berufung

bereits nach @143 see möglich ist. Diese Regelung ist aber
auch durchaus systematisch und prozeßökonomisch sinnvoll°

Der Gesetzgeber stellt zunächst mit dem den "Zweiten

Abschnitt" : Rechtsmittel im "Ersten Untrabschnitt" : Beru—
fung einleitenden @ 143 SGG im ersten Halbsatz allgemein den

Grundsatz auf "Gegen die Urteile der Sozialgerichte findet

die Berufung an das Landessozialgericht statt". Er beschränkt
diesen Grundsatz sodann mit dem zweiten Halbsatz "soweit

sich aus den Vorschriften dieses Unterabschnitts nichts

anderes ergibt", um die anschließend vom Gesetz in den @@

144 bis 149 behandelten Angelegenheiten "minderen Grades"'k

zur Entlastung der oberen Instanzen der Sozialgerichtsbar-

keit von Rechtsmitteln auszuschließen. Der Gesetzgeber

schafft aber selbst wieder von jener—EinsChränkung eine

rechtlich begründete Ausnahme, indem er unter den drei

Voraussetzungen des 9 150 in bestimmten Fällen der ä£ 144

bis 149 die Berufung freigibt. Nur für diese in besonderer

Art aus dem "Massennivaau" herausragenden Streitsachen er«

scheint der abgekürzte Instanzenzug durch Sprungrevision

nach 5 161 SGGvertretbar. Soweit das Gesetz hingegen das
Rechtmittel der Berufung uneingeschränkt eröffnet hat — und

dies trifft allgemein bei den in @143 SGGeinzuordnenden
Fällen zu —, ist kein zwingender Anlaß erkennbar und würde

es dem Interesse der Rechtspflege auf dem Gebiet der Sozial-

‘gerichtsbarkeit sogar entgegenstehen‚ eine Tatsacheninstanz

allein nach Parteiwillen ausfallen zu lassen (zu vgl„ Hof—
mann—Schroeter, @ 161, Anm° l; Peters—Sautter—Wolff, @ 161,

Er1„ 141st° Die Dreistufigkeit des Rechtsgangs bildet in

den Prozeßordnungen_aller fachlichen Zweige der deutschen

'Gerichtsbarkeit die Regel. Ist ausnahmsweise in Verkürzung

des Instanzenzugs eine Sprungrevision vorgesehen, so Wird
sie

von gesetzeswegen an feste Voraussetzungen und Be—

}dingungen gebunden. Diese sind eng auszulegen, wie es die

Grundsätze der Rechtssicherheit und der Gleichheit vor dem ‚

—8—
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Gesetz für Ausnahmen im
gericht]ichen VerfahrensreCht

all—

gemein erfordern

V
‘ X, *Die sprachliche Gestaltung_des Gesetzestektes

er— ‚‘

härtet die vorstehende Auslegung°

‘5 143 SGG beginnt "Gegen die UrteileVder Sozialgerichta.°
(findet regelmäßig die Berufung statt)° @ 161 SGG dagegen.

ist einge1eitet "Sind Ürteile ...", Wollte der Gesetzgeber

in allen Fällen, in denen er die Berufung näch @143 er—
öffnet, Zugleich die Sprungrevision # unter den Voraussetzungen

«der-NI,[ 1 bis 5 des 5 150
—

zulassen, so hätte er unsomehr

"die Urteile der Sozialgerichte" als Anwendungsbereich der
S@rungrevision bezeichnen müssen, ä1s er auch in der dem @

161 SGG-unmittelbar vorhergehenden Vorschrift des @ 160 die
* Revisi©n nicht gegen "Urteile", sondern gegen " 913 Urteile"

(der Landessozialgerichte) zugelassen-hat° \ ‘

_
“Im übrigen wäre aber auch die Verwe15ung “ungeachtet

der @@144 bis 149" im Einleitungssatz des @ 150 SGG über— '
flüssig und sinnlos, falls diese GesetzesvorschriftV den 5 143

SGG miterfäSsen sollte

XL. VlVachde'mderAnspruch des;Klägers auf Arbeitslosen— ' ' V
unte1stutzung für die Höchstdauer von 52 Wochen unbestreit—

bar nicht von den Rechtsmittelbeschränkungen der 55 144 Abs. 1
Nr, 2 und 147 SGG betroffen wird, ist also das Urteil_des ' ’

(Sozialgeriehts nicht_gemäß @ 150 SGG, sondern allein nach

5 143 SGG anfechtbar‚ '}

Das Sözialgericht konnte wegen dieser ven gesetzeswegen

‚bereits vorhandenen Berufungsmöglichkeit keine weitere bee
.sondere Zulassung der Berufung durch Urteil aus3prechen„ In—

soweit rügte der Kläger
zu Unrecht einen Verfährensmangel„

Nach Rechtslage wär auch die Rechtsmittelbelehrung des?
JVorderrichters zutreffend° Hätte dieser darin die Sprung—

revision erwähnt,
so wäre die Belehrung mit den Rechtsfol—

1gen aus 5 66 Abs" 2 SGGunriehtig erteilt werden„' ‚‘

' - 9 —_f

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


.—94

XII„ Nach a1ledem entbehrte die vom Kläger unter Über—

gehung des Berufungsverfahrens unmittelbar beim BundesSo—

zia1gericht eingelegte Revision der gesetzlichen Grundlage;

sie.mußte deswegen gemäß 5 169 Satz 2 SGG als unzulässig ver—
worfen werden

Die
Kostenentscheidung

beruht auf 5 193 SGG
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